
Bundessczialgericht

_ 12 RK ”15/76 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: ... ......... .. ..............

g e g e n

oo... ..... .. ...... o oooooooooooooo onoooooo-oo-OOIOOOO

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 42. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 50. Juni 4977 in Berlin

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Köln vom 48. November 1975 wird

zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergericht—

lichen Kosten des Revisioneverfahrens zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Voraussetzungen
für die Versetzung des freiwillig weiterversicherten

Klägers in eine höhere Lohnstufe gemäß 5 515 a Abs. 1

Satz 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO) gegeben sind.

Der seit 1. November 4968 gemäß 5 515 EVO freiwillig

weiterversicherte Kläger war zunächst Mitglied der Allge—

meinen 0rtskrankenkasse (AOK) Köln und ist infolge Wohn-
ortwechsels seit dem 1. Juli 1974 Mitglied der Beklagten.

Er hat Anspruch auf Krankengeld ab der 7. Woche der Arbeits-

unfähigkeit. Zuletzt richtete sich sein Beitrag nach einem

Grundlohn von 62,50 DM und betrug monatlich 180,— DM

(= 9,6 VE der bis 51. Dezember 1974 geltenden Beitrags—
bemessungsgrenze von 1.875,— DM). Sein Einkommen belief
sich nach eigenen Angaben auf 5.750‚- DM monatlich.

Mit Bescheid vom 20. Dezember 1974 versetzte die Beklagte

den Kläger ab 1. Januar 1975 in die Grundlohnstufe 70,

wodurch sich bei dem Beitragssatz von 9,6 VB und der

neuen Beitragsbemessungsgrenze von 2.100,— DM ein Monats—

beitrag von 201,60 DM ergab. Dem WidersPruch des Klägers,

mit dem er unter Bezugnahme auf das Urteil des Bundes—

sozialgerichts (BSG) vom 29. August 1974 (BSGE 38, 84)

geltend machte, daß zwischen seinem bisherigen Beitrag

und seinem Gesamteinkommen und den zu erwartenden Kassen—

leistungen ein erhebliches Mißverhältnis im Sinne des

5 543 a Abs. 1 Satz 2 BVD nicht vorliege, half die Be—
klagte nicht ab (Widerspruchsbescheid vom 28. Juli 1975).

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) Köln den Be—
scheid der Beklagten in der Gestalt des Widerspruchsbe-
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scheides aufgehoben (Urteil vom 48. November 4975). Das
SG hat zur Begründung im wesentlichen ausgeführt: Auf ein

erhebliches Mißverhältnis im Sinne des S 543 a Abs. 4 RVG

lasse sich aus dem erheblich über der Beitragsbemessungs—

grenze liegenden Gesamteinkommen nicht schließen. Die

Verhältnismäßigkeit eines an eine Einkommenshöchstgrenze

gebundenen Beitrags könne nur an dem Einkommen bis zu
dieser Höchstgrenze gemessen werden. Nach den ab 4. Januar

4975 geltenden Beitragssätzen der Beklagten zahle ein Ver—

sicherter, dessen Einkommen die Beitragsbemessungsgrenze er-
reicht und der ebenfalls Anspruch auf Krankengeld ab der

7. Woche hat, einen Beitrag nach der Lohnstufe 70 von
204,60 DM monatlich. Die Differenz zu dem bisherigen Bei—

trag in Höhe von 24,60 DM oder 42 vH sei als unwesentlich

anzusehen, weil sie weit unter der vom BSG angenommenen
Grenze von 20 vH liege. Das gleiche hat das SG auch für

die Zeit nach der Erhöhung des Beitragssatzes von 9,6 vH

auf 44 vH ab 4. April 4975 angenommen. Der Beitrag des

Klägers erhöhe sich in seiner weitergeltenden Lohnstufe 62

auf 204,60 DM, während der Monatsbeitrag eines vergleich—

baren Versicherten in Lohnstufe 70 auf 254,— DM ansteige

und die Beitragsdifferenz von 26,40 DM 42,9 vH betrage.
Die Grundsätze aus dem Urteil des BSG vom 29. August 4974

seien nicht deshalb unanwendbar, weil dort über die Klage

eines freiwillig Versicherten ghng Krankengeldanspruch

entschieden worden sei.

Mit ihrer —
zugelassenen—(Sprung—)Revision rügt die Be—

klagte eine Verletzung des 5 545 a Abs. 4 Satz 2 BVG. Für

eine Höherstufung sei allein entscheidend, ob zwischen dem

Beitrag des Weiterversicherten und seinem Gesamteinkommen

ein erhebliches Mißverhältnis bestehe. Nach der Recht—

sprechung des BSG (Urteil vom 24. März 4964 - 3 RK 40/56 w,
Breithaupt 4964. 990) sei der unbestimmte Rechtsbegriff
"erhebliches Mißverhältnis" nicht völlig objektivierbar.

Er lasse der Krankenkasse einen gewissen "gerichtsfreien

Beurteilungsspielraum". Der Begriff des Gesamteinkommens
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nach 5 515 a Abs. 4 Satz 2 EVOsei weitergehendals der Begriff
des Entgelts im Sinne des 5 460 EVO. Es würden daher auch

Einkünfte darunter fallen, die über der Beitragsbemessungs—

grenze liegen. Bei einer Berücksichtigung des Gesamtein-

kommens lediglich bis zur Beitragsbemessungsgrenze könne

die gesamte wirtschaftliche Lage des Weiterversicherten

für die Feststellung des erheblichen Mißverhältnisses nicht

beurteilt werden. Das bedeute, daß sich ein unzutreffendes
Bild ergebe und eine angemessene Beteiligung des Weiter—

versicherten an den von der Versichertengemeinschaft

zu tragenden Kosten nicht erreichbar sei. Die vom SG

unter Anlehnung an das Urteil des 5. Senats des BSG vom

29. August 4974 vertretene Auffassung, daß ein Mißver-
hältnis im Sinne des 5 545 a Abs. 4 Satz 2 EVO dann vor—
liege, wenn die Beitragsdifferenz gegenüber einem ver—
gleichbaren Versicherten 20 vH überschreite, sei willkür—

lich und lasse eine sachgerechte Grundlage vermissen.

Die Voraussetzungen für eine Höherstufung seien erfüllt,
weil die monatliche Beitragsbemessungsgrenze am 4. Januar

4975 um 225,- DM (= 7 Grundlohnstufen) angestiegen sei

und der Kläger mit seinem Gesamteinkommen von 5.750,— DM

die neue Beitragsbemessungsgrenze von 2.400,- DM erheblich
übersteige. Da der Kläger als Arbeitnehmer Krankengeld nach

Maßgabe des Eegellohnes bis zur Leistungsbemessungsgrenze
(= Beitragsbemessungsgrenze) zu beanspruchen habe, während

nach dem angefochtenen Urteil trotz erheblich höherem

Gesamteinkommen Beiträge nach einem Gesamteinkommen unter—

halb dieser Grenze zu entrichten seien, sei das Versiche—
rungsrisiko von wirtschaftlich weitaus schwächeren Ver-

sicherten mitzutragen. Eine solche Schlußfolgerung sei

unerträglich. Es dürfe auch nicht übersehen werden, daß

für einen nach 5 476 EVO freiwillig Beigetretenen mit
gleich hohem Gesamteinkommen die Ausnahmeregelung des
5 545 a Abs. 4 Satz 2 EVO nicht gelte und dieser in jedem

Falle wie ein Pflichtversicherter die sich aus der Anhebung

der Beitragsbemessungsgrenze ergebende höhere Beitragslast

zu tragen habe. Durch die Auslegung der 55 545, 545 a EVO
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im Urteil des SG werde der die gesetzliche Krankenversiche—

rung beherrschende Grundsatz der Solidarität aller Ver—

sicherten einschließlich der Weiterversicherten verletzt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 424 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Sie ist

zurückzuweisen.

Das SG hat zutreffend die Berechtigung der Beklagten

verneint, den Kläger ab 4. Januar 1975 gemäß 5 313 a
Abs. 1 Satz 2 BVD in eine höhere Lohnstufe zu versetzen.

Nach dieser Vorschrift kann der Kassenvorstand die Ver—

setzung des Weiterversicherten in eine höhere Klasse oder

Stufe auch ohne seine Zustimmung anordnen, wenn dessen

Beiträge in erheblichem Mißverhältnis zu seinem Gesamt—

einkommen und zu den ihm im Krankheitsfall zu gewährenden

Kassenleistungen stehen. Obwohl in der Vorschrift das

Wort "kann" gebraucht wird, ist der Beklagten kein Er—

messen bei ihrer Entscheidung eingeräumt. Es geht hierbei

nämlich um die Erfüllung einer der Krankenkasse auferleg—

ten Verpflichtung, ein erhebliches Mißverhältnis i.S. des

5 515 a Abs. 4 Satz 2 EVO zu beseitigen (BSGE 44, 404,
409). Liegt ein solches Mißverhältnis vor, dann muß die

Krankenkasse die Höherstufung vornehmen und dabei den nach
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der Einkommenshöhe satzungsmäßigen Beitrag festsetzen, wobei

ihr für die Festsetzung keine Alternativen zustehen. Der

Krankenkasse ist in 5 545 a Abs. 4 Satz 2 BVD auch keine
Ermächtigung eingeräumt, letztverbindlich über das Vorlie—

gen eines "erheblichen Mißverhältnisses" zu entscheiden

(Beurteilungsermächtigung). Eine solche Beurteilungsermäch-

tigung kann überhaupt nur dann angenommen werden, wenn die

entscheidende Stelle aufgrund persönlichen Eindrucks, be—

sonderer Erfahrungen und Sachkunde für die Beurteilung außer—

rechtlicher Gesichtspunkte in erster Linie berufen erscheint,

verbindliche Qualifikationen vorzunehmen (vgl. das zur Ver—

öffentlichung bestimmte Urteil des erkennenden Senats vom
27. Januar 4977 - 42 RAr 85/76 - mit weiteren Hinweisen

auf Literatur und Rechtsprechung). Für die Beurteilung, ob

ein erhebliches Mißverhältnis i.S. des 5 545 a Abs. 4
Satz 2 RVO vorliegt, ist der Krankenkasse keine Eigenschaft

zuzumessen, die es rechtfertigen würde, den Grundsatz

voller gerichtlicher Kontrolle bei unbestimmten Rechtsbe-
griffen zu durchbrechen und der Verwaltung eine nur be—

grenzt nachprüfbare Beurteilungsermächtigung ("Beurteilungs-

spielraum") einzuräumen. Handelt es sich somit bei 5 545 a
Abs. 4 Satz 2 EVO um eine Vorschrift, die der Verwaltung

weder einen Ermessensspielraum noch eine Beurteilungser-

mächtigung einräumt, so ist diese Regelung auch keine Koppe—

lungsvorschrift im Sinne des Beschlusses des Gemeinsamen

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 49. Oktober

4974 (NJW 4972, 4444). Der in der Vorschrift enthaltene
unbestimmte Rechtsbegriff des erheblichen Mißverhältnisses

unterliegt mithin uneingeschränkt der gerichtlichen Nach-

prüfung.

Das SG ist zu Recht davon ausgegangen, daß ein erhebliches

Mißverhältnis der Beiträge des Weiterversicherten zu seinem

Gesamteinkommen und zu den im Krankheitsfalle zu gewährenden

Kassenleistungen i.S. des 5 545 a Abs. 4 Satz 2 EVO nur dann
gegeben ist, wenn andere Versicherte bei gleich hohem Ein—

kommen und gleichen Kassenleistungen einen um mehr als

20 V.H. höheren Beitrag zu zahlen haben (BSGE 58, 84).
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Dieser vom 5. Senat des BSG in einem weiteren Urteil

vom 25. Mai 1976 — 5 RKn 27/74 — (BSGE 42, 49) fort—

geführten Rechtsprechung schließt sich der erkennende

Senat an. Die vom 5. Senat des BSG vorgenommene Ausle—

gung des unbestimmten Rechtsbegriffs des erheblichen

Mißverhältnisses deckt sich mit dem Wortsinn und wird

auch der Zweckbestimmung der Vorschrift gerecht. Da

der unbestimmte Rechtsbegriff “erhebliches Mißverhältnis"

nicht völlig objektivierbar ist, rechtfertigt dieser

Mangel an exakter Konkretisierbarkeit in jedem Einzel—

fall die am Regelfall orientierte pauschalierende Be—

trachtungsweise. Dabei kommt der Wortwahl des Gesetz—

gebers insofern besondere Bedeutung zu, als er als

Maßstab nicht nur ein "Mißverhältnis" als unbestimmten

Rechtsbegriff gewählt hat, sondern diesen noch durch

den Zusatz "erheblich" verstärkt hat. Daraus ist seine

Absicht zu entnehmen, daß in den Bestand des Versiche-

rungsverhältnisses des freiwillig Weiterversicherten

nur bei außergewöhnlichen Veränderungen durch Beitrags—

erhöhungen eingegriffen werden soll. Es ist deshalb dem

5. Senat des BSG (BSG aaO) darin zuzustimmen, daß erst
eine Differenz von mehr als 20 V.H. als außergewöhnlich

anzusehen ist.

Dies steht allerdings im Gegensatz zur beitragsmäßigen

Behandlung der Pflichtversicherten, bei denen sich

Einkommenserhöhungen und Erhöhungen der Beitragsbe—

messungsgrenze stets unmittelbar und ohne zeitliche

Verzögerung auf die Beitragshöhe auswirken. Es kann

dahinstehen, ob dies im Hinblick auf den Solidaritäts—

gedanken der Sozialversicherung nicht unbedenklich er-

scheint. Es muß jedenfalls dem Gesetzgeber überlassen

bleiben, eine von ihm etwa erforderlich gehaltene An—

gleichung der Beitragsanpassung bei freiwillig Weiter—

versicherten an diejenige bei den Pflichtversicherten

selbst vorzunehmen, wie dies auch inzwischen durch
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Streichung des 5 515 a RVG ab 1. Juli 1977 durch Art. 1

5 1 Nr. 24 i.V.m. Art. 2 € 17 des Krankenversicherungs—

Kostendämpfungsgesetzes — KVKG — vom 27. Juni 1977

(BGBl I 1069) geschehen ist. Auf dem Wege der Auslegung

des 5 515 a RVO in der von der Beklagten angeregten

Weise läßt sich eine solche Angleichung indessen nicht

bewerkstelligen.

Das SG ist auch zutreffend davon ausgegangen, daß bei der

Anwendung des 5 515 a Abs. 1 Satz 2 RVG nur auf das Ein-

kommen des Weiterversicherten bis zur Beitragsbemessungs-

grenze abgestellt werden darf. Nur bis zu dieser Höhe ist

nämlich das Einkommen sowohl eines Pflichtversicherten

wie auch eines freiwillig Versicherten versicherunge—

rechtlich erheblich (BSGE 58, 84, 87). Ein Versicherter

kann daher im Höchstfall nur nach einem mit der Beitrags—

bemessungsgrenze gleichen Einkommen zur Beitragsleistung

herangezogen werden. Nur ein solcher Versicherter mit

dem höchsten Beitragssatz und gleichen Leistungsan—
sprüchen — einschließlich Anspruch auf Krankengeld —
kann daher als Vergleichsperson gegenüber einem frei—

willig Weiterversicherten mit höherem Einkommen bei der

Feststellung eines etwaigen Mißverhältnisses i.S. des

5 515 a Abs. 1 Satz 2 EVO zugrunde gelegt werden. Eine
solche Vergleichsperson muß ab 1. Januar 1975 nach dem

nach der Satzung der Beklagten maßgeblichen Beitragssatz

von 9,6 V.H. in der der Beitragsbemessungsgrenze von
2.100,— DM entsprechenden Lohnstufe 70 einen Monats—

beitrag von 201,60 DM zahlen. Dies ist gegenüber dem

vom Kläger bis zum 51. Dezember 1974 zu entrichtenden

Beitrag von 180,— DM eine Erhöhung um 21,60 DM oder
12 v.H. Die Abweichung von weniger als 20 V.H. begründet

aber, wie das SG zu Recht festgestellt hat, kein erheb—

liches Mißverhältnis zwischen dem bisherigen Beitrag des

Klägers und dem höchstmöglichen Beitrag eines die
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Beitragsbemessungsgrenze überschreitenden Versicherten,

so daß eine zur Beitragserhöhung führende Versetzung
des Klägers in eine höhere Lohnstufe ab 4. Januar 4975

nicht gerechtfertigt war.

Vom 4. April 4975 ab hat die Beklagte wegen der durch

Satzungsänderung erfolgten Erhöhung des Beitragssatzes

von 9,6 V.H. auf 44 V.H. den Beitrag des Klägers ent-
sprechend erhöht. Hierüber brauchte aber in diesem Ver—

fahren nicht befunden zu werden, denn die vor der Er—
teilung des Widerspruchsbescheides vom 28. Juli 4975

erfolgte Erhöhung wäre allenfalls vom Widerspruchsver—

fahren mitumfaßt werden (€ 86 Abs. 4 SGG). Da aber im

Widerspruchsbescheid nicht darüber mitbefunden wurde,

wäre insoweit der Widerspruch noch bei der Beklagten

anhängig. Soweit sich das SG im Urteil auch mit der

satzungsmäßigen Erhöhung des Beitrages ab 4. April 4975

befaßt hat, war dies überflüssig, da es außerhalb des

Streitgegenstandes lag. Die Ausführungen des SG sind

insoweit auch sachlich unriohtig. Bei der Prüfung, ob

ein erhebliches Mißverhältnis im Sinne des 5 545 a Abs. 4

Satz 2 BVD etwa vom 4. April 4975 ab vorlag, hätte nicht

von dem aus der weitergeltenden Lohnstufe 62 und dem

neuen Beitragssatz von 44 V.H. errechneten Beitrag von
monatlich 204,60 DM ausgegangen und diesem der Beitrag

nach der Lohnstufe 70 in Höhe von monatlich 254‚— DM

gegenüber gestellt werden dürfen. Vielmehr hätte der

bis 54. Dezember 4974 geltende und ab 4. Januar 4975

noch nicht änderbare Beitrag von monatlich 480,— DM mit

dem neuen Beitrag von monatlich 254,- DM verglichen
werden müssen. Der Unterschiedsbetrag von 54,— DM über—

steigt bei weitem 20 V.H. und hätte die Beklagte jeden—

falls vom 4. April 4975 an berechtigt, den Kläger in

die Grundlohnstufe 70 zu versetzen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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